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Sachdarstellung:

1. Kurzdarstellung

Ziel des Bebauungsplanes ist die planungsrechtliche Grundlage fiir eine Um- und
Neubebauung des Grundstucks der ehemaligen Késsbohrer-Kantine
(Kassbohrerstralie 20) sowie eines Teils des sudlich angrenzenden Grundstiicks
(Kassbohrerstralte 18) fir Wohnen mit untergeordneter Buro-, Geschéafts- und
kleingewerblicher Nutzung.

Vorhabentragerin ist die FIDES Projekt GmbH, Ulm, die Eigentiumerin der Grundstlcke
ist.

Aufgrund dieses mittelfristig bestehenden Bedarfs zum Erhalt der vorhandenen
Nutzungsstrukturen sollen durch die Bebauungsplanung Gestaltungsvorgaben sowie
weitere stadtebauliche, immissionsschutzrechtliche und naturschutzfachliche Vorgaben
fur eine spatere Umstrukturierung gesetzt werden. Aus diesem Grund enthalt der
vorliegende Bebauungsplan flir den Nordteil einen Vorhabenbezug geman § 12
BauGB. Fir den siidlichen Geltungsbereich wird ein sogenanntes angebotsorientiertes
Baurecht ohne verbindlichen Vorhabenbezug und Festlegung auf einen
Vorhabentrager geschaffen. Damit wird die Einfligung der spateren Baumalinahme in
die Umgebung sichergestellt und gleichzeitig ausreichend Spielraum flir die zukUnftige
Konkretisierung der Vorhabenplanung im sudlichen Teilbereich gelassen.

Der Fachbereichsausschuss Stadtentwicklung Bau und Umwelt hat am 11.11.2014 den
Aufstellungsbeschluss und den Beschluss zur Durchflihrung frihzeitiger Beteiligungen
der Offentlichkeit und der Behérden gefasst. Mit dem vorhabenbezogene
Bebauungsplan "Kassbohrerstral’e 18 + 20" soll die Nachnutzung des ehemaligen
Kassbohrerareals gesichert werden.

Aufgrund der vorgebrachten Stellungnahmen im Rahmen der frihzeitigen
Offentlichkeits- und Tragerbeteiligung werden folgende Plananderungen
vorgenommen:

- das Schallschutzgutachten erbrachte Uberschreitungen der Grenzwerte von max.
7,7 dB ( Maximum von 53,7 dB, zulassig 45 dB Verkehrslarm) an der Westseite von
Haus Nr. 20. In Reaktion darauf wurden die Grundrisse dahingehend geandert,
keine Schlafrdume mehr nach Westen auszurichten, sondern nach Siden bzw.
Norden zu den durchgangigen Loggien. Diese werden komplett verglast, die 2.
Schicht Gbernimmt den Schallschutz. Zusatzlich wird eine Be- und
Entliftungsanlage in den Schlafrdumen installiert. Fir Haus Nr. 18 sind
Uberschreitungen bis max. 16,5 dB errechnet (max. 61,5 dB, zulassig 45 dB). Hier
ist gewerbliche Nutzung geplant. Entsprechende SchallschutzmafRnahmen sind
vorzusehen.

- diverse Baumstandorte werden verandert (Solitdrbaum und Baumdach)

- artenschutzrechtliche Festsetzungen in Folge des artenschutzrechtlichen
Fachbeitrags

- Ubernahme des textlichen Hinweises zum Arbeits- und Umweltschutz wie zu
Wasserrecht und Naturschutz

2. Rechtsgrundlagen
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a) §12Abs. 2,§13 a, § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch i. d. F. der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBI | S. 1748).

b) § 74 Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010
(BGI. S. 357, ber. S. 416), zuletzt geandert durch Gesetz vom 11.11.2014 (BGBI |
S. 501).



6.1.

Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich umfasst folgende Grundstlicke: Flurstiick Nr. 1662/6
sowie Teilflachen von Flurstick Nr. 1662/5 der Gemarkung Ulm mit einer Flache von
3.795 m.

Der vorliegende Bebauungsplan umfasst einen vorhabenbezogenen Teil sowie einen
nichtvorhabenbezogenen Teil gem. § 12 Abs. 4 BauGB (vgl. Planzeichnung).

Anderung bestehender Bebauungsplane

Mit diesem Bebauungsplan werden die aufgefiihrten Bebauungsplane in den
entsprechenden Teilflachen des Geltungsbereichs geandert:

- Plan Nr. 141.2/9 gen. am 27.01.1925 Nr. 97

- Plan Nr. 141.2/17 gen. durch Erlass des RP Nordwurttemberg vom 10.11.1967
Nr. 156HO-2210-412-Ulm

Verfahrensibersicht

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB
aufgestellt.

a) Aufstellungs- und Auslegungsbeschluf des FBA Stadtentwicklung, Bau und
Umwelt vom 16.12.2014

b) offentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Uim und des Alb-Donau-
Kreises Nr. 52 vom 30.12.2014

c) frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung am 29.01.2015

d) frihzeitige Auslegung des Bebauungsplanvorentwurfs und der Satzung der
ortlichen Bauvorschriften sowie der Begriindung bei der Hauptabteilung
Stadtplanung, Umwelt, Baurecht vom 01.12.2014 bis einschlief3lich 12.12.2014

e) fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung am 29.01.2015

Sachverhalt

Die Grundstiicke wurden von der FIDES Projekt GmbH, Kronengasse 14, 89073 Ulm
erworben. Der Vorhabentrager beabsichtigt, das Areal zusammen mit dem Flurstick
Nr. 1662/6 sowie einer Teilflachen von Flurstiick Nr. 1662/ neu zu gestalten.

In einem ersten Realisierungsabschnitt soll zunachst die ehemalige Kassbohrer-
Kantine (Kassbohrerstra’e 20) aufgestockt und umgebaut werden. Der Abriss des
vorderen Gebaudes Kassbohrerstralle 18 mit Erstellung einer Tiefgarage im
Hofbereich mit Anschluss an die bestehende Tiefgarage unter der ehemaligen
Késsbohrer-Kantine und anschlieBendem Neubau eines Wohn- und Blrogebaudes
parallel zur Kassbohrerstralle beinhaltet den abschlieRenden Bauabschnitt.

Ein auf dem Grundstick Kassbohrerstrale 18 bestehendes Burogebaude (auf3erhalb
Geltungsbereich) soll erhalten bleiben.

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt innerhalb der
rechtskraftigen Bebauungsplane Nr. 141.2/9 und Nr. 141.2/17. Die darin getroffenen
Festsetzungen hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, der Uberbaubaren Flache
und der Zahl der Vollgeschosse stimmen nicht mehr mit einer kiinftigen Entwicklung u.
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Ordnung des Gebietes Uberein. Deshalb ist nach Abstimmung mit der Hauptabteilung
Stadtplanung, Umwelt u. Baurecht ein vorhabenbezogener sowie eine "angebots-
bezogener" Bebauungsplan im Sinne von § 12 Abs. 2 BauGB erforderlich, der die
planungsrechtliche Sicherung fiir die Neuordnung und Neubebauung gewahrleisten
soll.

Die Planung wird gemaR § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung
durchgefuhrt. Der Bebauungsplanvorentwurf, die Satzung der értlichen sowie die
Begrindung wurden vom 01.12.2014 bis einschlie3lich 12.12.2014 frihzeitig

ausgelegt.

Im Rahmen der frihzeitigen Blrgerbeteiligung wurden keine Anregungen und
Aulierungen vorgebracht.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden ff. Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange beteiligt:

- Deutsche Telekom

- Handwerkskammer Ulm

- Industrie und Handelskammer (IHK) Ulm

- LRA Alb-Donau-Kreis — Kreisgesundheit

- Nachbarschaftsverband Ulm

- Polizeidirektion UIm

- Regierungsprasidium (RP) Tubingen — Ref. 21 Raumordnung
- Regierungsprasidium (RP) Stuttgart — Grabungen

- Regierungsprasidium (RP) Freiburg, Abteilung 9 — Landesamt flr Geologie,
Rohstoffe und Bergbau

- Stadtwerke (SWU) Ulm/Neu-Ulm GmbH
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht-
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Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht:

Stellungnahme der Verwaltung:

Deutsche Telekom, Schreiben vom 25.11.2014
(Anlage 5.1)

Es werden keine Einwande gegen die Planung
vorgetragen. Hingewiesen wird darauf, dass fur die
betroffene Planung bereits ein Auftrag fur einen
Hausanschluss bei der Deutschen Telekom
besteht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Der Hinweis betrifft die weitere
Ausfiuhrungsplanung, deren
Realisierungsmoglichkeit damit gesichert ist.
Plandnderungen sind hierdurch nicht veranlasst.

IHK Ulm, Schreiben vom 15.12.2014 (Anlage 5.2)

Die IHK stellt fest, dass durch die Aufstellung des
Bebauungsplanes der Umbau und die
Neuerrichtung von gemischt genutzten Gebauden
fir Gberwiegend Wohnen mit untergeordneter
Geschafts-, Biro- und kleingewerblicher Nutzung
ermdglicht wird. Die Art der baulichen Nutzung soll
nach § 6 BauNVO als Mischgebiet festgesetzt
werden. Darliber hinaus wird auf die Lage des
Plangebietes eingegangen, die im Westen, Suden
und Osten an Gewerbebetriebe angrenzen. Die IHK
stellt fest, dass der Standortsicherung der Betriebe
eine hohe Bedeutung zukommt. Daher missen die
Belange der Gewerbebetriebe aus Sicht der IHK
beachtet werden.

Der vorliegende Bebauungsplan bertcksichtigt
diese Belange. Im Bebauungsplan werden
Festsetzungen zum Larmschutz bzgl.
Gewerbeldarm vom westlich benachbarten
Betriebshof der SWU integriert. Darliber hinaus
berlcksichtigt der Bebauungsplan Verkehrslarm,
der auf der Kassbohrerstral3e durch Fahrzeuge
entsteht, die flir den gewerblichen Betrieb des
SWU-Areals erforderlich sind. AuRerdem
berlcksichtigt der Bebauungsplan gewerbliche
Interessen auch dadurch, dass fiir das sidliche
Plangebiet kein vorhabenbezogenes Baurecht fir
eine sofortige Umstrukturierung geschaffen wird.
So schafft der Bebauungsplan den gestalterischen
und nutzungsbezogenen Rahmen fiir eine spatere
Umgestaltung des sudlichen Teilbereichs, damit
die bestehende gewerbliche Nutzung auf dem
westlichen Teil des Grundstucks Kassbohrerstrale
Nr. 18 innerhalb des Geltungsbereich sowie 6stlich
angrenzend mittelfristig bzw. dauerhaft erhalten
bleiben kann. Der Bebauungsplan setzt die Inhalte
der Rahmenplanung der Stadtsanierung im
Sanierungsgebiet Weststadt Il fir das Gebiet
zwischen Groler Blau im Norden, Kassbohrer-
stral3e im Westen, Bauhoferstral3e im Siden und
Linden-stral3e im Osten um. Die Sanierung sieht
die Umwandlung gewerblicher Nutzung in Wohnen
mit Neugestaltung und Aufwertung des
Plangebietes vor. Eine Mischgebietsnutzung am
Westrand des Sanierungsgebietes im Ubergang
zum gewerblich genutzten SWU-Areal westlich der
Kéassbohrerstral3e flgt sich in diese Zielkonzeption
ein.

Die IHK stellt fest, dass die heranriickende Wohn-
nutzung auf einen entsprechenden
Immissionsschutz angewiesen ist. Durch die
gewerblichen Téatigkeiten in Nachbarschaft des
geplanten Projekts sind aber Larm- und
Geruchsimmissionen nicht auszuschlief3en. Durch
das angrenzende Betriebsareal der SWU sind
zusétzlich Zu- und Abfahrten fir OPNV- und
Service-fahrzeuge, auch auflerhalb der
gewohnlichen Betriebszeiten und in den
Nachtstunden, notwendig. Es wird festgestellt, dass
in der Begriindung des Bebauungsplans auf diese
Situation verwiesen wird. Aufgrund der Planung mit
rund gréBtenteils 90 Wohneinheiten kann davon
ausgegangen werden, dass dies zu Problemen

Die Anregung zur Klarung der Immissionslage im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist
aufgegriffen worden. Demgeman setzt der
Bebauungsplan entsprechende
SchallschutzmafRhahmen im Plangebiet
hinsichtlich Gewerbelarm sowie Verkehrslarm fest,
z. B. Kennzeichnung von Fassadenbereichen von
Larmpegelbereichen nach DIN 4109 ,Schallschutz
im Hochbau® gegenuber der Gewerbenutzung.
Entsprechend sind auf der nachfolgenden
Baugenehmigungsebene entsprechende
SchallschutzmalRnahmen nachzuweisen, wie z. B.
Orientierung ruhebedurftiger Rdume (Schlaf- und
Kinderzimmer) auf die schallabgewandte
Gebdudeseite oder Einbau von schallabweisenden
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zwischen den unterschied-lichen Nutzungen und
damit zu Konflikten mit den vorhanden
Gewerbebetrieben flihren kann. Die Klarung der
Immissionslage ist daher wichtig, um spatere
Nachbarschaftskonflikte zu vermeiden.

Bauteilen (z. B. Fenster/Wintergarten mit zentraler
Belliftung). Die Schallschutzvorgaben werden im
Bebauungsplan festgesetzt. So wird sowohl der
Bestand des Betriebshofes der SWU, als auch das
gem. Planfeststellungsbeschluss vom 25.02.2014
feststehende Ausbaukonzept des Betriebshofes
der SWU im Zusammenhang mit dem Neubau der
Strallenbahnlinie 2 bertcksichtigt. Die
Schallschutz-festsetzungen im Bebauungsplan
gehen zurtick auf ermittelte
Beurteilungsgrundlagen zum Gewerbe- und
Verkehrslarm vom Blro em plan, Augsburg, die
neben dem Bestandszustand und dem planfest-
gestellten Ausbauzustand flr den Betriebshof der
SWU auch zusatzlich Reservepotentiale flr neu
entstehende Gewerbetatigkeiten im SWU-Areal
vorsehen, wie z. B. die Neuerrichtung eines
Salzlagers fir die EBU. Damit werden
Schallschutz-maf3nahmen im Bebauungsplan fur
schalltechnisch schlechtere Rahmenbedingungen
festgesetzt, als es die rechtliche Bestandssituation
erfordert.

Hinsichtlich der von der IHK angefiihrten poten-
tiellen Geruchsimmissionen ist festzustellen, dass
im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nachbarschaft
bereits Wohnnutzung besteht bzw. zulassig ist.
Geruchsemitierende Betriebe, die die bestehenden
Wohnnutzungen oder Biro- und Dienstleistungs-
nutzungen beeintrachtigen, sind aktuell nicht
bekannt. In diesem Zusammenhang besteht kein
Bedarf fir vertiefende gutachterliche
Untersuchungen hinsichtlich Geruchsimmissionen.
Es gelten die allgemeinen gesetzlichen
Grundlagen, die hier als ausreichend angesehen
werden.

Sollten MalRhahmen zum Schutz der
heranriickenden Wohnnutzung vor
Larmimmissionen notwendig sein, durfen den
angrenzenden Gewerbebetrieben aufgrund der
Standortsicherung keine weitergehen-den Auflagen
und Einschrankungen angeordnet werden.
Stattdessen missen flr das neue Projekt passende
SchallschutzmaRnahmen (Schallschutz-fenster,
den Gewerbebetrieben abgewandte Schlafraume,
...) vorgesehen werden.

Die Anregung ist entsprechend bericksichtigt.

Nachbarschaftsverband Ulm, Schreiben vom
21.11.2014 (Anlage 5.3)

Der Nachbarschaftsverband Ulm stellt fest, dass
der vorgesehene Bebauungsplan gemaf § 8 Abs. 2
BauGB aus dem Flachennutzungsplan entwickelt
ist. Seitens des Nachbarschaftsverbandes werden
keine Anregungen zu dem beabsichtigen
Planungen eingebracht.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen.




Polizeiprasidium Ulm, Fuhrungs- und Einsatzstab
Einsatz/Verkehr, Schreiben vom 19.12.2014
(Anlage 5.4)

Es wird festgestellt, dass — wie schon im
Vorentwurf der Bebauungsplanbegrindung
angerissen — bei der Anlage der
Tiefgaragenausfahrt zur K&ssbohrerstralle darauf
zu achten ist, dass die Sichtbeziehungen zu
bevorrechtigten Nutzern des Gehwegs und der
Fahrbahn nicht durch Stiitzmauern, Bristungen,
Einbauten, Moblierung, Pfosten oder Bepflanzung
beeintrachtigt werden. Die im Planauszug des
Bebauungsplanes angedeutete Begriinung ist unter
diesem Aspekt kritisch zu priifen. Bei der Pflanzen-
auswahl ist auf Wuchsformen zu achten, die keine
Sichtprobleme auslésen und geeignete Standorte.

Sofern die Zufahrenden in die Tiefgarage eine
Schranke/Tor bedienen oder eine Ampelregelung
beachten missen, ist zu gewahrleisten, dass diese
sich dafur nicht im 6ffentlichen Verkehrsraum
aufstellen mussen.

Die Sachverhalte werden zur Kenntnis genommen.
Die Anregung betrifft nachfolgende
Planungsverfahren. Im Bebauungsplan werden
entsprechende Hinweise fir die weitere
Ausfiuhrungsplanung bei der Vorhabenplanung
angefiihrt. Der Bebauungsplan trifft keine
Festsetzungen fur den Bereich der 6ffentlichen
Verkehrsflache. Diese ist im Bestand ausreichend
fur die Abwicklung des entsprechenden Verkehrs
dimensioniert. Pflanzstandorte von Baumen
kénnen bei der Ausfiihrungsplanung im Vergleich
zur Planzeichnung des Bebauungsplanes
verschoben werden. Plananderungen sind
hierdurch nicht veranlasst.

Der Stellungnahme beigefiigt ist ein allgemein zum
Stadtebau formuliertes Dokument der polizeilichen
Pravention. Demnach soll aus kriminalpraventiver
Sicht Sicherheit durch Nutzungsvielfalt und -qualitat
des Wohnquartiers geschaffen werden.

Eine sogenannte Nutzungsmischung fihrt zu einer
Belebung dieser Bereiche zu den
unterschiedlichsten Tageszeiten und fordert die
subjektive und objektive Sicherheit. In der Nahe
befindliche Schulen, Tageseinrichtungen fur Kinder,
Einkaufsmoglich-keiten und auch Arztpraxen
dienen nicht nur der wohnortnahen Versorgung mit
dem taglich Notwendigen, sie minimieren auch den
Mobilitdts-zwang. Weiterhin werden hierdurch
Familienarbeit und die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf besser ermdglicht. Durch die
eigenstandige Lebensflihrung gerade der alteren
Menschen mit ihrem oft einge-schrankten
Mobilitatsradius wird durch die Nutzungs-vielfalt
positiv beeinflusst. All diese wohnortnahen
Treffpunkte flr Jung und Alt tragen zum Abbau der
Anonymitat bei. Studien belegen, dass Anonymitat
zu einer héheren Kriminalitatsbelastung fihrt, da
das Entdeckungsrisiko fur Straftdter minimiert wird.
Kommunikationsbereiche oder multifunktional
nutzbare Freiflachen in der Nahe von
Wohngebauden férdern soziale Kontakte. Auch ist
auf eine offene und Uiberschaubare Bebauung zu
achten, welche zur Vermeidung von ,dunklen
Ecken*, sogenannte Angstraumen beitragt.
Ausreichende Beleuchtungs-einrichtungen sollten
hier jedoch nicht vernachlassigt werden. Hierbei
darf die direkt angrenzende ,Blau-insel“ nicht
vernachlassigt werden. Diese solle im weiteren
Verlauf der Planungen mit bedacht werden, um
einen ,flieRenden Ubergang® zu den gebaud-lichen
Anlagen zu erlangen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen, die
vorliegende Bebauungsplanung dient ausdricklich
der Nutzungsvielfalt und Belebung des
Wohnumfeldes durch gemischte Nutzung. Im
naheren Umfeld stehen Einrichtungen zur
Versorgung der Wohnbevdlkerung sowie
Kommunikationsbereiche auch im &ffentlichen
Raum zur Verfigung. Von Seiten der Stadt ist
beabsichtigt, den StralRenraum einschlief3lich
Eingangssituation in die Grunflachen entlang der
Blau umzugestalten. Dabei werden die genannten
Kriterien berucksichtigt. Weitere BaumalRnahmen
im Park selbst sind im Zusammenhang mit der
vorliegenden vorhabenbezogenen
Bebauungsplanung nicht veranlasst, auch zum
Schutz des Grunbestandes.
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Damit einbruchhemmende MalRnahmen bereits bei
der Planung von Gebauden — meist noch kosten-
glinstig — mit einbezogen werden kénnen, missen
Architekten und Bauherren umfassend und
friihzeitig informiert werden. Durch textlichen
Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die
kostenfreie Beratung durch die Kriminalpolizeiliche
Beratungsstelle beim Polizeiprasidium Ulm
hingewiesen werden.

Der angeflihrte Vorschlag wird zur Kenntnis
genommen, ein Hinweis im Bebauungsplan ist
nicht erforderlich. Im Rahmen der Bauberatung
werden die Bauwerber auf diese Informations-
und Beratungsmaoglichkeit hingewiesen.

Regierungsprasidium Freiburg, Landesamt fiir
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Schreiben vom
15.12.2014 (Anlage 5.5)

Es werden keine rechtlichen Vorgaben aufgrund
fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht
Uberwunden werden, vorgetragen. Es sind keine
beabsichtigten eigene Planungen und MaRnahmen,
die den Plan berihren kénnen, mit Angaben des
Sachstadts vorhanden.

Folgende Hinweise, Anregungen und Bedenken
werden vorgetragen:

Geotechnik:

Nach vorlaufiger geologischer Karte liegt das
Plangebiet im Verbreitungsbereich von organischen
Talfillungen, die von verkarsteten
Karbonatgesteinen des Oberjuras unterlagert
werden. Die

Die Sachverhalte werden zur Kenntnis genommen
und, soweit erforderlich, in den Bebauungsplan als
Hinweis fir die weitere Ausfiihrungsplanung bei
Bauvorhaben eingearbeitet. Plananderungen sind
hierdurch nicht veranlasst.

Machtigkeiten der quartaren Sedimente sind nicht
im Detail bekannt. Aufflillungen der
vorangegangenen Nutzung sind im Plangebiet nicht
auszuschlieBen. Grundwasserstande kénnen
bauwerksrelevant sein, sofern eine Versickerung
von Oberflachenwassern geplant bzw.
wasserwirtschaftlich zulassig ist, wird die Erstellung
entsprechender hydrologischer Versik-
kerungsgutachten empfohlen. Fur die geplanten
MaRnahmen (Bau einer Tiefgarage) werden objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gem. DIN
4020 bzw. DIN EN 1997 durch ein privates
Ingenieurbiro empfohlen. Im Vorfeld der Arbeiten
sollte ggf. ein Beweissicherungsverfahren der
umliegenden Bebauung und Grundstiicke
eingeleitet werden.

Zu den Belangen Boden, mineralische Rohstoffe,
Grundwasser, Bergbau und Geotopschutz:

Es werden keine Hinweise, Anregungen und
Bedenken vorgebracht. Zum Geotopschutz wird
verwiesen auf das Geotop-Kataster, welches im
Internet abgerufen werden kann.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen.

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (Netze GmbH),
Schreiben vom 20.11.2014 (Anlage 5.6)

Der vorliegende Bebauungsplan wurde auf eigene
Belange untersucht. Im Grundsatz bestehen gegen
das Planungsziel mit Umbau und Neuerrichtung
von Gebauden fir eine Uberwiegende Nutzung zum
Wohnen — mit untergeordneter Geschafts-, Blro-
und kleingewerblicher Nutzung — aus Sicht der

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen.
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Stadt-werke keine Einwande. Das Plangebiet ist
ausrei-chend mit Einrichtungen der technischen
Infra-struktur versorgt. Eventuell erforderliche
Anpassun-gen in den Leitungsnetzen kdénnen im
Zuge oder im Vorfeld der geplanten
Baumalnahmen — nach entsprechender
Abstimmung mit dem Investor — ausgefuhrt werden.

SUB/V, Schreiben vom 09.12.2014 (Anlage 5.7):

SUB/V nimmt wie folgt Stellung:

Altlasten:

Auf dem Flurstiick 1662/5 waren im Zeitraum von
1926 — 1978 ansassig: Kupferschmiede und
Apparatebaubetrieb. Daher ist dieses Flurstlck im
Altlastenkataster unter Objekt Nr.00160 erfasst und
mit A=Ausscheiden bewertet. Der Ausbau des
Heizoltanks ist von einem Sachverstandigen fir
Bodenverunreinigungen/Altlasten zu Uberwachen
und in einem Bericht zu dokumentieren. Sofern
Bodenverunreinigungen festgestellt werden, ist die
untere Altlasten- und Bodenschutzbehérde zu
informieren und das weitere Vorgehen
abzustimmen. Auf den zukiinftigen Griinflachen ist
sicherzustellen, dass die Priifwerte der Bundes-
Bodenschutzverord-nung fiir Kinderspielflachen
bzw. fir Wohngebiete eingehalten werden.

Der Bebauungsplan weist auf die genannten
Sachverhalte und die hieraus erforderlichen
MaRnahmen im Rahmen der Ausflihrungsplanung
hin. Fir den Bebauungsplan ergibt sich hierdurch
kein

Anderungsbedarf. Die Bau- und Griinplanung ist
sicher umsetzbar, ggf. nach Durchfiihrung von
entsprechenden bodenschutzrechtlichen
Sanierungsmafnahmen. Ein Anderungsbedarf des
Bebauungsplanes ergibt sich dadurch nicht.

Arbeits- und Umweltschutz:

Es wird darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse
eines Schallgutachtens zum Gewerbelarm, wie im
Vorent-wurf des Bebauungsplanes angekindigt
war, in dem Entwurf zu integrieren sind.

Der Bebauungsplanentwurf enthalt entsprechende
schalltechnische Beurteilungen und daraus
folgende LarmschutzmalRnahmen zum
Gewerbelarm, wie auch zum Verkehrslarm. Die
Anregung ist damit aufgegriffen.

Naturschutz:

SUB/V weist darauf hin, dass es bei
Bebauungsplanen im Sinn von § 13 BauGB zwar
kein rechtliches Erfordernis fir Umweltbericht und
naturschutz-fachlichen Ausgleich gibt, aber im
Regelfall das Erfordernis fir ein spezielles
artenschutzrechtliches Gutachten. In diesem
Gutachten ist aus Sicht von SUB/V darzustellen, ob
sich Verbotstatbestdnde gem. § 44 BNatSchG
ergeben bzw. wie diese durch Minderungs-,
Vermeidungs- oder vorgezogenen
Ausgleichsmalinahmen vermieden werden kénnen.
Die aktuellen Formblatter des MLR sind zu
verwenden. Im vorliegenden Fall wird die Erfassung
der europaischen Vogelarten und der Fledermause
fur ausreichend angesehen. Die Aussagen zu
anderen Tierarten kdnnen von den vorhandenen
Habitatspuren abgeleitet werden. Neben den
Gehdlzbestanden sind auch die zum Abriss bzw.
zum Umbau vorgesehenen Gebaude auf
Vorkommen von Végeln und Flederm&usen hin zu
untersuchen. Unabhangig vom Ergebnis des
artenschutzrechtlichen Gutachtens werden vor
allem fur die Nordseite des Gebaudes zweiter
Bauabschnitt (BA) textliche

Festsetzungen empfohlen, die in und an der
Fassade Habitate z. B. Nistkasten, besiedelbare
Hohlrdume fir Vogel und Fledermause vorsehen.

Die Anregung wurde derart aufgegriffen, dass fur
den Bebauungsplan eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung auf Grundlage einer
Kartierung von Vorkommen von Végeln und
Fledermausen durchgefihrt wird. Hierzu wird ein
Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen
Prifung in den Bebauungsplan integriert. Der
Fachbeitrag kommt nach der Auswertung der
einschlagigen Naturschutzliteratur sowie nach
Ortsbesichtigung der Biologen zum Ergebnis, dass
sowohl bzgl. Végel, als auch Fledermausen keine
Hinweise existieren, dass an Geholzen bzw. an
oder in Gebauden im Plangebiet solche
Vorkommen festzustellen sind, die bei Abriss bzw.
Umbau zwingend Verbotstatbestande gem. § 44
BNatSchG auslésen. Dennoch kann nicht mit
Sicherheit ausgeschlossen werden, dass zum
Umbauzeitpunkt entsprechende Vorkommen von
Végeln (z. B. Brutplatze) oder
Fledermausquartiere anzutreffen sind. Dies auch
deswegen, weil nicht fir alle Baumalinahmen im
gesamten Plangebiet der Zeitpunkt der
Realisierung feststeht. Aus diesem Grund geht der
Bebauungsplan nach Empfehlung des
Fachbeitrags zur saP davon aus, dass unmittelbar
vor Baumafinahmen bzw. vor
Rodungsmalnahmen nochmals entsprechende
Kartierungen




-11 -

Das Thema spezieller Artenschutz sollte laut den
fachgutachter-lichen Aussagen im Rahmen einer
speziellen artenschutzrechtlichen Priifung
bearbeitet werden.

durch geeignete Fachstellen durchzufiihren sind.
Dies ist als Vermeidungsmalnahme bzw.
vorgezogene Ausgleichsmallinahme in den
Bebauungsplan aufgenommen.

Im Fachbeitrag wurden die angesprochenen
Formblatter des MLR verwendet. Auf verbindliche
Festsetzung zum Anbringen von Ersatzhabitaten,
z. B. Nistkasten, Schaffung von Hohlrdumen fur
Végel oder Fledermause wird verzichtet, nachdem
aktuell aufgrund der fachgutachterlichen
Bestandsaufnahme solche Maf3nahmen nicht
zwingend erforderlich sind. Die Anregung ist
insoweit entsprechen den Vorgaben zur
Naturschutzgesetzgebung aufgenommen.

In die Begrindung zum Bebauungsplan soll eine
Aussage Uber mogliche Auswirkungen auf das
direkt nérdlich angrenzende, gesetzlich geschutzte
Biotop-Nr. 176254210066 erfolgen.

Wasserrecht:

SUB/V stellt fest, dass nach den
Hochwassergefahren-karten fur die Blau das
hundertjahrige Hochwasser im Bereich der
Kassbohrerstrale 16, 18, 20 bei 477,90 m Uber NN
liegt. Das Plangebiet liegt auRerhalb des
Uberflutungsbereiches. Es gibt kein Bauverbot
nach § 78 Abs. 1 WHG.

Sofern im Zuge des Aushubs bzw. der
BaumafRnahme Grundwasser freigelegt wird und
somit eine Grund-wasserabsenkung erforderlich
wird, ist bei der Abteilung Umweltrecht nach § 9
Abs. 1 Nr. 5 WHG und § 93 Abs. 3 WG eine
wasserrechtliche Erlaubnis unter Vorlage der
entsprechenden Unterlagen zu beantragen. Binden
Grindungs- oder Verbaumalnahmen in das
Grundwasser ein, so sind diese bei der Stadt Ulm,
Abteilung Umweltrecht und Gewerbeaufsicht unter
Vorlage aussagekraftiger Unterlagen anzuzeigen.
Im Gebaude Kassbohrerstralle 18 befindet sich im
Keller eine Tankanlage fiir Heizol (33.500 1), die vor
dem Abriss des Gebaudes durch einen Fachbetrieb
ordnungsgemal stillzulegen ist. Anschlief3end ist
die Stilllegung von einem Sachverstandigen zu
prifen.

Festzustellen ist, dass die gemafl Bebauungsplan
zulassig werdenden Baumaflinahmen den Umbau
von bestehender Baustruktur und damit keine
Neubebauung von geschiitzten Biotopflachen bzw.
an das Biotop angrenzende Freiflachen umfasst.
Insofern sind durch zulassige Bebauung keine
erheblichen Auswirkungen auf das genannte
Biotop zu erwarten. Der Sachverhalt wird in der
Begriindung des Bebauungsplans dargelegt.
Daruber hinaus ist darauf zu verweisen, dass die
vorhandene Baumstruktur im Plangebiet bzw. an
dessen Rand aufgenommen und bewertet wurde.
Hinweise zum Baumschutz sind in den
Bebauungsplan aufgenommen. Es ist nicht mit
bestandsverandernden Auswirkungen auf das
Biotop zu rechnen.

Der Sachverhalt wird zu Kenntnis genommen.

Im Bebauungsplan wird auf diese Sachverhalte
hingewiesen.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. Im
Bebauungsplan wird darauf hingewiesen.
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Anderungen am vorhabenbezogenen Bebauungsplan

Aufgrund der vorgebrachten Stellungnahmen im Rahmen der frihzeitigen
Offentlichkeits- und Tragerbeteiligung werden folgende Plananderungen
vorgenommen:

- das Schallschutzgutachten erbrachte Uberschreitungen der Grenzwerte von max.
7,7 dB ( Maximum von 53,7 dB, zulassig 45 dB Verkehrslarm) an der Westseite von
Haus Nr. 20. In Reaktion darauf wurden die Grundrisse dahingehend geandert,
keine Schlafrdume mehr nach Westen auszurichten, sondern nach Stden bzw.
Norden zu den durchgangigen Loggien hin. Diese werden komplett verglast, die 2.
Schicht tbernimmt den Schallschutz. Zusatzlich wird eine Be- und
Entliftungsanlage in den Schlafrdumen installiert. Fur Haus Nr. 18 sind
Uberschreitungen bis max. 16,5 dB errechnet (max. 61,5 dB, zulassig 45 dB). Hier
ist bisher gewerbliche Nutzung geplant. Entsprechende SchallschutzmalRnahmen
sind vorzusehen.

- diverse Baumstandorte werden verandert (Solitdrbaum und Baumdach)

- artenschutzrechtliche Festsetzungen in Folge des artenschutzrechtlichen
Fachbeitrags

- Ubernahme des textlichen Hinweises zum Arbeits- und Umweltschutz,
Wasserrecht, Naturschutz entsprechend dem Vorschlag von SUB V

Das beauftragte Biro Kling Consulting hat in Abstimmung mit der Hauptabteilung
Stadtplanung, Umwelt und Baurecht auf der Grundlage des Ergebnisses der
frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit und der Stellungnahmen der Trager
offentlicher Belange den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
"Kassbohrer Stralte 18 + 20" und die Satzung der 6rtlichen Bauvorschriften in der
Fassung vom 05.05.2015 vorbereitet, der mit der beiliegenden Begrindung vom
05.05.2015 offentlich ausgelegt werden kann.

Umweltbelange

Spezieller Artenschutz

Die Planung innerhalb des Vorhabengebietes berticksichtigt die Anforderung an die
naturlichen Schutzguter unter dem Aspekt der Reaktivierung bislang ungenutzter,
innerstadtischer Siedlungsflachen entsprechend dem Leitgedanken ,Innenentwicklung
vor AuRRenentwicklung®.

Aufgrund der Vorgaben und Sachzwange der Vorhabenplanung erfolgten die
Felderhebungen in den Wintermonaten. In vorliegendem Fachbeitrag wird daher eine
worst-case-Betrachtung durchgefuhrt. Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG unter
Bericksichtigung der Vermeidungsmafinahmen sind nicht erfullt.

Befreiungen nach § 67 BNatSchG sind nicht erforderlich. Schutz-, Vermeidungs-
maflnahmen und vorgezogene Ausgleichsmalinahmen werden auf der Grundlage des
Artenschutzgutachtens formuliert. Zwei weitere Begehungen erfolgen im Mai und Juni
2015. Darauf aufbauend kdnnen bedarfsweise Ma3nahmen vor den BaumalRnahmen
sichergestellt werden.

Gemal Fachbeitrag Artenschutz vom 07.04.2015 ist das Projekt aus Sicht des
speziellen Artenschutzes zulassig.

Immissionsschutz Gewerbe- und Verkehrslarm
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In der Umgebung des Plangebietes befinden sich Gewerbebetriebe bzw. der
Betriebshof der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU). Entsprechend ist im Plangebiet mit
Gewerbelarmimmissionen zu rechnen. Durch den Zu- und Abfahrtsverkehr zum
Betriebshof der SWU Uber den nordlichen Abschnitt der Kassbohrerstraf’e mit u. a.
héheren Anteilen von Schwerverkehr ist im Plangebiet auch mit
Verkehrslarmimmissionen von der offentlichen Verkehrsflache zu rechnen.

Zur Sicherstellung, dass im Plangebiet gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
gewahrleistet sind, wurden fur den Bebauungsplan die Gewerbe- und
Verkehrslarmimmissionen schallgutachterlich wie folgt ermittelt und bewertet. Es
werden entsprechende Mallnahmen zum Schallschutz festgesetzt.

Der Nachweis der Einhaltung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse ist auf die
Orientierungswerte der DIN 18005-1 ,Schallschutz im Stadtebau® abgestellt. Demnach
sollen in Mischgebieten (MI) folgende Orientierungswerte in der Tag- bzw. Nachtzeit
nicht tberschritten werden:

- Orientierungswert ggu. Verkehrs- und Gewerbelarm im Tagzeitraum (06:00 Uhr bis
22:00 Uhr): 60 dB(A)

- Orientierungswert ggu. Gewerbelarm im Nachtzeitraum (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr):
45 dB(A); malgeblich fur die Beurteilung ist gemal TA Larm die volle Nachtstunde
mit den hochsten Beurteilungspegeln

- Orientierungswert ggu. Verkehrslarm im Nachtzeitraum (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr):
50 dB(A)

- Durch das Bliro em plan wurden sowohl fir den Gewerbelarm, als auch fir den
Verkehrslarm Beurteilungspegel der Bestandssituation sowie flir verschiedene
Planungssituationen ermittelt. FUr die Planungssituationen wurden alternativ der
planfestgestellte Ausbauzustand des Betriebshofes der SWU sowie ein
Ausbauzustand mit einem zusatzlichen Reservepotenzial flir neu entstehende
Gewerbetatigkeiten im SWU-Areal vorgesehen, wie sie fir die Neuerrichtung eines
Salzlagers der EBU erforderlich sein kénnen (em plan: Schalltechnische
Stellungnahme zum Bebauungsplan ,Kassbohrerstrale 18 + 20, Stadt Ulm, Stand
02/2015 (Projekt-Nr. 2015 802)). Die Schallschutzregelungen des
Bebauungsplanes orientieren sich an der schalltechnisch flr die geplante
Bebauung ungulnstigste Situation (worst-case), d. h. mit zusatzlichem gewerblichen
Reservepotenzial auf dem Betriebshof der SWU sowie damit in Zusammenhang
stehendem verkehrlichen Reservepotenzial auf der 6ffentlichen Verkehrsflache
.Kassbohrerstralie“.

- Im Plangebiet sind 2 Gebaude (Baufenster) vorgesehen (K 18 neu und K 20). Bei
der vorliegenden Planung wird zusatzlich berlcksichtigt, dass die
Schallimmissionssituation von Gebdude K 20 anders zu bewerten ist vor bzw. nach
Realisierung der Bebauung von Gebaude K 18. Um diese Auswirkung zu
bertcksichtigen, sind in der em plan-Stellungnahme alle Fassadenseiten flir 2
Varianten berucksichtigt:

- Nullvariante (Bebauung K 18 neu und Gebaude K 20)
- Variante 1 (Bestandsgebaude K 18 und Gebaude K 20)

- Im Bebauungsplan wird auf den jeweils schalltechnisch ungunstigsten Fall
abgestellt. Die fir die Festsetzungen des Bebauungsplanes malfigeblichen
Beurteilungspegel zur Nachtzeit an verschiedenen Fassadenseiten und —
abschnitten der Gebaude sind in den Anlagen zur em plan-Stellungnahme wie folgt
enthalten:

- max. Beurteilungspegel Gebaude K 18 Planung (Nullvariante) bewirkt durch
Gewerbelarm: Anlage 1.2 der em plan-Stellungnahme 02/2015
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- max. Beurteilungspegel Gebaude K 20 (Variante 1) bewirkt durch Gewerbelarm:
Anlage 3.2 der em plan-Stellungnahme 02/2015

- max. Beurteilungspegel Gebaude K 18 Planung (Nullvariante) bewirkt durch
Verkehrslarm: Anlage 6.2 der em plan-Stellungnahme 02/2015

- max. Beurteilungspegel Gebaude K 20 (Variante 1) bewirkt durch Verkehrslarm:
Anlage 8.2 der em plan-Stellungnahme 02/2015

- Die von em plan rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel fir den jeweils
schalltechnisch ungtinstigsten Fall sind dann als Grundlage fir die
bauleitplanerische Abwagung durch Kling Consult im Rahmen einer
schalltechnischen Stellungnahme bewertet worden, die im Bebauungsplan
umgesetzt wird.

- Die schalltechnische Stellungnahme gemaf DIN 18005-1 ,Schallschutz im
Stadtebau“ der Planungs- und Ingenieurgesellschaft Kling Consult mbH Krumbach
(Projekt-Nr. 9857 05) vom 07.04.2015 zur Beurteilung der Gewerbe- und
StralRenverkehrslarmimmissionen ist Bestandteil der Begrindung des vorliegenden
Bebauungsplanes.

- Die Larmbelastung durch Gewerbe- und Stralenverkehrslarm im Geltungsbereich
des Be-bauungsplanes ist fiir die geplanten Wohngebaude zum Tages- und
Nachtzeitraum ermittelt und anhand der Orientierungswerte der DIN 18005-1
beurteilt worden.

Zusammenfassung:

Kritisch und damit relevant sind die Nachtzeiten, beurteilt wird nicht die
Gesamtbelastung, sondern die Maximalbelastung, gemessen werden
Stundenzeitrdume.

Es wird unterschieden in Gewerbeldarm (max. 50 dB nachts zulassig) und Verkehrslarm
(max. 45 db nachts zulassig). Induziert wird der Larm in diesem Fall beides Mal durch
Fahrzeugbewegungen, innerhalb des Firmenareals gelten diese als Gewerbelarm,
aulRerhalb auf den 6ffentlichen Verkehrsflachen als Verkehrslarm. Verkehrslarm ist mit
45 dB zulassiger Lautstarke niedriger angesetzt, wirkt sich konkret aber durch grofiere
Nahe zum Gebaude mit hoherer Uberschreitung aus. Bei zulassiger Lautstarke von 45
dB und Maximalwert von 53,7 dB bei Haus Nr. 20 ergibt sich eine maximale
Uberschreitung von 7,7 dB.

Hinsichtlich der Uberschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005-1 fiir
Mischgebiete zur Nachtzeit sind Schallschutzmalinahmen in Form von Festsetzungen
von Larmpegelbereichen nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau* fir die betroffenen
Gebaudefassaden dimensioniert. Zur Nachtzeit sind besondere Anforderungen an die
BellUftung von Schlaf- und Kinderzimmern vorzusehen. Aul3erdem haben an den
betroffenen Fassaden passive Schallschutzmaflnahmen (z. B. Wintergarten-,
Fenstervorbau) zu erfolgen.

Die Grundrisse in Haus Nr. 20 wurden dahingehend geandert, dass keine Schlafrdume
nach Westen orientiert werden, sondern ausschliel3lich nach Stiden bzw. Norden zu
den durchgangigen Loggien hin, die ihrerseits eine Vollverglasung erhalten und somit
als Schallpuffer dienen (Thema Wintergarten, vorgehangte Fassade). Die Be-und
EntlUftung erfolgt in diesen Rdumen mechanisch.



10.

-15 -

Fur Haus Nr. 18 sind Uberschreitungen bis max. 16,5 dB errechnet (max. 61,5 dB,
zulassig 45 dB). Hier ist bisher gewerbliche Nutzung geplant. Entsprechende
SchallschutzmalRnahmen sind entwurfstechnisch ebenfalls zu bericksichtigen.

Durch diese Festsetzungen sind trotz teilweiser hoher Uberschreitungen der
schalltechnischen Orientierungswerte zur Nachtzeit gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse im Sinne von § 1 Abs. 5 BauGB sichergestellt.

Weiteres Vorgehen

Der Beginn der Baumafnahmen im nérdlichen Teil des Plangebiets (Teilbruch und
Aushub) wird das 4. Quartal 2015 avisiert. Die Fertigstellung der BaumalRnahmen
(Bezugsfertigkeit) soll im 2. Quartal 2017, die Fertigstellung der Au3enanlagen soll im
3. Quartal 2017 erfolgen.

Die Realisierung der verschiedenen Gebadude erfolgt in zeitlich versetzten
Bauabschnitten. Die Umnutzung der ehemaligen Kassbohrer-Kantine soll aufgrund
zahlreicher Kaufinteres-senten fur die neuen Nutzungseinheiten schnellstmdglich
erfolgen.

Fur den stdlichen Planbereich (westlicher Teil von Grundstlick Kassbohrerstralle 18)
bestehen Mietvertrage mit einer Laufzeit von ca. 5 — 10 Jahren fUr eine Uberwiegende
Buronutzung (u. a. Anmietung durch Stadt UIm). Aufgrund dieses mittelfristig
bestehenden Bedarfs zum Erhalt der vorhandenen Nutzungsstrukturen sollen durch die
Bebauungsplanung Gestaltungsvorgaben sowie weitere stadtebauliche,
immissionsschutzrechtliche und naturschutzfachliche Vorgaben fiir eine spatere
Umstrukturierung gesetzt werden.

Aus diesem Grund enthalt der vorliegende Bebauungsplan fir den Nordteil einen
Vorhabenbezug gemaR § 12 BauGB. Fur den sldlichen Geltungsbereich wird ein
sogenanntes angebotsorientiertes Baurecht ohne verbindlichen Vorhabenbezug und
Festlegung auf einen Vorhabentrager geschaffen. Damit wird die Einfligung der
spateren Baumalinahme in die Umgebung sichergestellt und gleichzeitig ausreichend
Spielraum fur die zukinftige Konkretisierung der Vorhabenplanung im sudlichen
Teilbereich gelassen.

Der Fachbereichsausschuss Stadtentwicklung Bau und Umwelt hat am 11.11.2014 den
Aufstellungsbeschluss und den Beschluss zur Durchfihrung frihzeitiger Beteiligungen
der Offentlichkeit und der Behdrden gefasst.

Kosten

Fir die Stadt Ulm fallen keine Kosten an.



	FLD_VOATNRBK
	Gremium
	Zusatzinformation
	Datum
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT6
	Anlage
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

